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In einem abgekoppelten Waggon
Der Soziologe Klaus Dörre über rechtspopulistische Erfolge unter Arbeitern – und wie man diesen begegnen kann
Nicht nur der britische Punkmusi-
ker John Lydon brachte die Wahl
Donald Trumps zum US-Präsiden-
ten und den Brexit in Verbindung
mit der »Arbeiterklasse«. Viele Be-
obachter stellen eine solche Ver-
bindung her – in Deutschland am
Beispiel der AfD. Lassen sich all die-
se Erscheinungen tatsächlich in ei-
nen Topf werfen?
Alle diese Parteien haben Anhänger
in allen gesellschaftlichen Schichten.
Dennoch haben sie eine einschlägige
Gemeinsamkeit: Sie vollziehen seit
geraumer Zeit eine Entwicklung von
einem radikalisierten Neoliberalis-
mus hin zu einer sozial-nationalen
Ausrichtung. Wie im Zeitraffer zeigt
dies die Entwicklung der AfD. Wäh-
rend die Apparate und Kader dieser
Parteien überwiegend kleinbürger-
lich sind, haben sie doch viele An-
hänger unter Arbeitern. Arbeiter ha-
ben den Brexit überproportional un-
terstützt, Trumpwäre ohne rund zehn
Millionen Stimmen aus dem Gewerk-
schaftslager nicht gewählt worden.
Bei ihrem spektakulären Erfolg bei
der Landtagswahl in Sachsen-Anhalt
und den nachfolgenden Landtags-
wahlen in 2016 war die AfD die von
Arbeitern meistgewählte Partei – und
inÖsterreich stimmten 86 Prozent der
Arbeiter bei der Präsidentschafts-
wahl für den Kandidaten der FPÖ.
Auch wenn die Arbeiter in Europa
mehrheitlich nicht für solche Kräfte
stimmen, ist das sehr bedenklich.

Dass auch organisierte Arbeiter
nicht gegen Rechtsradikalismus ge-
feit sind, sondern solche Einstel-
lungen in bestimmten Segmenten
der Gewerkschaftsmitgliedschaft
überrepräsentiert sind, haben für
Deutschland Studien schon im ver-
gangenen Jahrzehnt gezeigt.
Neu ist, dass diese Stimmungen, die
in Deutschland zuvor als Unterströ-
mungen in demokratischen Organi-
sationen und Gewerkschaften prä-
sent waren, nun mit der AfD auf ein
politisches Angebot außerhalb des
etablierten Spektrums treffen und
dadurch virulent werden. Dabei spie-
len die Krise von 2008/2009 und ih-
re Folgen eine wichtige Rolle. Die Kri-
se war ein Signal dafür, dass die Zei-
ten hohen Wachstums in den westli-
chen Industriegesellschaften vorbei
sind und sich Verteilungskämpfe ver-
schärfen. Klassenspezifische Un-
gleichheiten treffen jedoch in vielen
Ländern auf geschwächte Gewerk-
schaften. Außerdem setzte sich die
Entproletarisierung der sozialdemo-
kratischen und Mitte-Links-Parteien
fort. So entstand ein politisches Va-
kuum, das nun von den Rechtspopu-
listen gefüllt werden kann.

Nun vertritt die AfD teils »Arbei-
terinhalte«, etwa eine Begrenzung
von Leiharbeit oder einen längeren
Bezug von Arbeitslosengeld I. Den-
noch muss jeder sehen, wie neoli-
beral zugleich etwa die Steuerkon-
zepte sind. Warum stimmen die Ar-
beiter unter den AfD-Wählern ge-
gen ihr objektives Interesse?
In der Tat ist demokratische Umver-
teilung von oben nach unten für die-
se Parteien Teufelszeug. Sie vertre-
ten eine individualistische Ideologie,
die soziale Pflichten des Einzelnen
betont, zugleich aber bürokratische
Bevormundung und kollektiv verord-
nete »Zwangssolidarität« im Wohl-
fahrtsstaat ablehnt. Verpflichtungen
des Einzelnen gibt es hauptsächlich
gegenüber einem ethnisch homogen
gedachten Volk. Auf diese Weise las-
sen sich beispielsweise Fluchtmig-
ranten als Gruppe klassifizieren, die
unberechtigte Ansprüche auf Anteile
am Volksvermögen stellt und kultu-
relle »Umvolkung« betreibt. Arbeiter,
die zum Rechtspopulismus neigen,
sehen für sich geringe Chancen im
Verteilungskampf mit einem »Oben«
und werden so anfällig für eine Um-
deutung dieser Konflikte nach den
Kategorien »Innen« und »Außen«.
Kern dieser Stimmung ist ein ver-
letztes Gerechtigkeitsempfinden:
Jahrzehnte haben sie gehört, dass es
unumgänglich sei, an ihnen zu spa-
ren – und dann stoßen sie etwa in der
Bundesrepublik plötzlich auf die ja
zunächst emphatisch aufgenommene
Fluchtbewegung. Und plötzlich geht
vieles, was vorher nicht ging. Es gibt
Geld für Integrationskurse, Lehrer,
Infrastruktur. Und das für Leute, so

die Wahrnehmung, die nichts in die
Sozialkassen eingezahlt haben. Die
Reaktion ist: Wir verteidigen unser
Stück am Wohlstandskuchen, indem
wir die Schleusen dichtmachen und
die Fremden, die Migranten abweh-
ren. Bei solchen Haltungen kommt
man mit dem Beschwören »objekti-
ver Klasseninteressen« nicht weit. Die
Kälber wählen ihren Metzger selber,
um sich wieder als Subjekte zu erle-
ben: Plötzlich haben »die da oben«
Angst vor ihnen, wenn sie für die
Rechtspopulisten stimmen.

Es geht also mehr um Sentiment als
Interessen. Seit »New Labour«
herrscht eine Politik der »Flexibili-
sierung« von Arbeit, also der Ver-

unsicherung – und nun ist soziale
Sicherheit ein rechtes Thema?
Das ist etwas zu einfach. Natürlich
geht es auch um Interessen, aber In-
teressen sind stets widersprüchlich
und politisch interpretierbar. Unsi-
cherheit und Angst spielen eine Rol-
le, man findet derartige Orientierun-
gen aber auch bei Arbeitern mit re-
lativ gutem Einkommen in ver-
gleichsweise sicheren Verhältnissen.
Man muss genau hinschauen: Bei un-
seren Studien sind uns Familien be-
gegnet, in denen der Mann, fest an-
gestellt, 1600 brutto nach Hause
bringt und die Frau im festen Job
ebenso viel hinzuverdient. Man hat
zwei Kinder und braucht Autos, um
zur Arbeit zu kommen. Am Ende blei-

ben dann 1000 Euro für Essen, Klei-
dung usw. So wird jede größere An-
schaffung zum Problem. Urlaub und
Restaurant am Wochenende sind
nicht drin. Diese Leute sagen nicht,
dass sie Angst hätten. Sie fühlen sich
auch nicht arm. Sie verorten sich eher
in der Mitte. Aber sie stehen unter ei-
nem Druck, der sich nicht auflösen
will, sie haben das Gefühl, in ihrer La-
ge festzustecken und dass sich diese
allenfalls zum Schlechten ändern
kann. Und dann sind sie mit media-
len Inszenierungen konfrontiert, nach
denen es dem Land »gut geht« und
die Dinge immer besser werden.

Das führt zu Ausschlussgefühlen.
Man sieht sich als Insasse in einem
Waggon, der vom Wohlfahrtszug ab-
gekoppelt ist. Das fügt sich auch des-
wegen so gut in Deutungsmuster von
»Innen« gegen »Außen«, weil es ge-
genüber dem »Oben« kein positives
Selbstbewusstsein mehr gibt, keinen
kollektiven Produzentenstolz, wie
man ihn noch aus den 1960er oder
1970er Jahren kennt. So wird aus
dem politischen Klassen- ein von Res-
sentiments getriebener Statuskampf.
Das halte ich für einen sehr wichti-
gen Faktor. Der französische Sozio-
loge Didier Eribon hat das in seinem
Buch »Rückkehr nach Reims« be-
schrieben. Wenn Begriffe von Oben
und Unten, wenn die Zusammenhän-
ge von Armut und Reichtum dethe-
matisiert sind, wirken Klassenver-

hältnisse über kollektive Abwertung.
Manwertet sich selbst auf, indemman
andere – Fluchtmigranten oder Hartz-
IV-Bezieher – abwertet.

Gibt es dabei in Deutschland regi-
onale Unterschiede?
Im Osten haben sich wegen langjäh-
riger rechtsradikaler Präsenz ent-
sprechende Deutungsmuster tief ein-
geschliffen. Hier hat auch die Christ-
demokratie etwa in Sachen Migrati-
on oft eine sehr grobe, ausgrenzende
Rhetorik an den Tag gelegt. Außer-
dem hat es in den ostdeutschen Ar-
beitermilieus nie eine enge Bindung
an die Linke oder die Sozialdemo-
kratie gegeben. Politisch sind gerade
auch jüngere Arbeiterinnen und Ar-
beiter oft heimatlos. Sich gewerk-
schaftlich zu organisieren und zu-
gleich Busse für Pegida zu organisie-
ren, ist für nicht wenige subjektiv kein
Widerspruch.

Mit »Aufklärung« ist solchen habi-
tualisierten Neigungen kaum bei-
zukommen – wie sonst? Hilft, wie
man mit der Politologin Chantal
Mouffe sagen könnte, gegen den
rechten nur ein linker Populismus?
Nein! Ich halte nichts von binären
Denkschemata, die mit einer schlich-
ten Anti-Establishment-Sprache ar-
beiten. Die sind auch dann proble-
matisch, wenn sie von links kom-
men. Sofern man darunter Leiden-
schaft im Streit versteht und nicht die
holzschnittartige Gegenüberstellung
eines homogenen »Volkes« und »kor-
rupter Eliten«, sage ich aber auch:
Ohne einen »Schuss Populismus« gibt
es keine erfolgreiche Politik. Mit An-
tonio Gramsci und Stuart Hall sollten
wir aber zwischen »populistisch« und
»popular« unterscheiden.

Was meinen Sie damit?
Es gilt, eine populare Klassenpolitik
von unten zu erfinden, deren Hori-
zont Gleichheit ist und nicht nur
schwammige Gerechtigkeit. Eine sol-
che Politik muss es freilich vermei-
den, die Konfliktlinie »Klasse« etwa
gegen »Umwelt« oder »Gender« aus-
zuspielen. An einer solchen rück-
wärtsgewandten Politik ist schon die
einst mächtige Kommunistische Par-
tei Frankreichs eingegangen. Inspi-
rierend können Bernie Sanders in den
USA oder Jeremy Corbyn in Groß-
britannien sein. Beide zeigen, dass ei-
ne solche Politik nicht von gestern ist,
sondern junge Leute begeistert. We-
niger bekannt ist die Schweizer So-
zialdemokratie, die sich jüngst eine
wirtschaftsdemokratische Agenda
gegeben hat, die über die Program-
matik der deutschen Linkspartei hi-
nausgeht. Vor einer Politik, die de-
mokratisch polarisiert, haben die
Rechtspopulisten Angst, weil sie zwi-
schen ihren bürgerlich-nationalen
und ihren sozial-nationalen Flügel
Keile treiben könnte.

Dass man von einer solchen weit
entfernt ist, hat auch mit der Ab-
wesenheit der Kategorie Klasse in
den Unis zu tun. Trotz der offen-
sichtlich zunehmenden sozialen
Spaltung dominieren in der Sozio-
logie Konzeptionen, die vom Ende
der »Großgruppen« in einer indivi-
dualisierten Welt ausgehen.
In der Tat fehlt es der Soziologie an
einer kohärenten und der heutigen
Zeit angemessenen Neukonzeption
des Klassenbegriffes, der die erwähn-
ten Gegenwartsdiagnosen aus den
1980er Jahren ablösen könnte. Eine
zeitgemäße Klassenkonzeption muss
anerkennen, dass nicht Klassen oder
Milieus, sondern Individuen han-
deln. Sie muss die Ebene von Sub-
jektivität und Handeln der Einzelnen
mit der Ebene gesellschaftlicher
Struktur verbinden, ohne das eine
einfach aus dem anderen abzuleiten.
Wünschenswert wäre ein großer
Sonderforschungsbereich, der inter-
disziplinär an einer zeitgemäßen so-
zialwissenschaftlichen Klassenkon-
zeption arbeitete. Ich selbst bin dafür
zu alt. Aber ich bin sicher, dass sich
andere finden werden, das vorzube-
reiten und durchzusetzen.

Über eine »Arbeiterbewegung von
rechts« diskutieren bis Samstag, 24. Ju-
ni, Wissenschaftler verschiedener Diszi-
plinen auf Einladung der DFG-Forscher-
gruppe »Postwachstumsgesellschaften«
an der Uni Jena.

Klaus Dörre, 1957 in Nordhessen
geboren, ist seit 2005 Professor für
Arbeits-, Industrie- und Wirtschafts-
soziologie an der Friedrich-Schiller-
Universität Jena. Im Interview mit
Velten Schäfer erklärt er, warum ein
rationaler Appell an »objektive Inte-
ressen« in der Auseinandersetzung
mit AfD-wählenden Arbeitern ver-
pufft, wie eine »populare« gegenüber
einer »populistischen« linken Politik
aussehen sollte – und fordert eine
Rückkehr der Kategorie »Klasse« in
die Theoriebildung und Forschungs-
praxis der Sozialwissenschaft.
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Nicht nur am
Tisch sitzen
Die Schweizer SP setzt auf
Wirtschaftsdemokratie

Von Velten Schäfer

Berge, Banken, Blocher, Schoko-
lade: Die Schweiz ist für vieles be-
kannt, aber nicht für progressive
Politik. Dabei hat die dortige So-
zialdemokratie (SP) 2016 eine
Agenda für Wirtschaftsdemokra-
tie beschlossen, die darbende
Schwestern inspirieren könnte.
In dem Positionspapier geht es

»im Kern« darum, »die Vertei-
lungsfrage auszuweiten«. Neben
einer »steuerlichen Rückvertei-
lung des gesellschaftlichen Reich-
tums im Nachhinein« sei eine »ge-
rechtere Verteilung wirtschaftli-
cher (Entscheidungs)Macht« von-
nöten. Damit ist nicht nur ein Auf-
holprozess gemeint, der den Um-
stand korrigieren soll, dass in
Schweizer Unternehmen nach
dem Scheitern der Mitbestim-
mungsinitiative von 1976 Be-
schäftigte nicht obligatorisch mit
am Leitungstisch sitzen. Tatsäch-
lich gehen die Vorstellungen der
SP weit darüber hinaus.
So könnten kollektive – nicht

individuelle – Gewinnbeteili-
gungsmodelle in einen »schritt-

weisen Übergang zu demokrati-
schen Unternehmen im Mehr-
heitsbesitz der Mitarbeitenden«
münden. Boden soll möglichst in
öffentliche Hand kommen, Bo-
denrenten seien »steuerlich abzu-
schöpfen«. Das Produktivitäts-
wachstum soll »Arbeitszeitver-
kürzungen bei gleichbleibendem
Lohn« finanzieren. Der »Service
public« um Bahn, Post und den
Kommunikationskonzern Swiss-
com sei auszuweiten, etwa auf den
»Care-Sektor« (Pflege) oder »Tei-
le des Pharmabereiches«.
In die Führung der National-

bank sollen Beschäftigtenvertre-
ter einziehen, Kantonalbanken
seien am Gemeinwohl zu orien-
tieren. Die Leitungen der wirt-
schaftlich mächtigen Pensions-
kassen will man gewerkschaftlich
einbinden. Genossenschaften und
»Benefit Corporations« seien mas-
siv zu fördern. Aufzubauen sei ein
nationaler »Zukunftsfonds«, der
bei Verkauf oder Schließung von
Klein- und Mittelunternehmen ein
»Vorinformations- und Vorkaufs-
recht« besitzen und aus Kapital-
gewinns- und Bonussteuern fi-
nanziert werden soll.
Zu flankieren sei all das durch

eine Veränderung der offiziellen
Statistiken. Gefordert wird eine
breite Grundlagenforschung. »Von
der Volks- bis zur Hochschule« sei
ferner ein »Bild vonWirtschaft« zu
vermitteln, das sich nicht an
»Großunternehmen und reichen
Kapitaleignern« ausrichte.
Das Papier endet mit dem Pos-

tulat, der »Horizont der Sozial-
demokratie« weise immer »über
den Kapitalismus hinaus«.

»Der Horizont der
Sozialdemokratie
reichte immer über
den Kapitalismus
hinaus.«
Positionspapier der SP


